
Aus den G r ü n d e n :
Beide Instanzgerichte haben sich darauf beschränkt, 

die Verfehlungen der Parteien gegen die aus der Ehe 
erwachsenden gegenseitigen Pflichten festzustellen und 
zu bewerten. Sie haben dabei den Vorwurf eines beider­
seitig leichtfertigen Verhaltens zur Ehe so stark in den 
Vordergrund ihrer Erwägungen gestellt, als handele 
es sich dabei um einen für sich allein, unabhängig von 
den Merkmalen des § 8 Abs. 1 EheVO bestehenden 
Grund, die Ehe aufrechtzuerhalten, ihr Scheidungs­
begehren also abzulehnen.

Dieses Verfahren läßt erkennen, daß sich die Gerichte 
über das Verhältnis des Vorspruchs der Eheverordnung 
zu den die Scheidung der Ehe selbst regelnden Bestim­
mungen dieses Gesetzes nicht klar geworden sind. Der 
Vorspruch enthält eine zusammenfassende Darlegung 
der Grundsätze, die entsprechend dem erreichten 
Stande des gesellschaftlichen Bewußtseins unserer 
werktätigen Bevölkerung für die Beurteilung des We­
sens der Ehe als der verfassungsmäßig geschützten 
Grundlage des Gemeinschaftslebens der Menschen un­
seres Staates der Arbeiter und Bauern maßgeblich sind. 
Von diesen Grundsätzen ist daher auch bei der Beurtei­
lung der Frage auszugehen, ob eine Ehe, deren gericht­
liche Scheidung beide Ehepartner oder einer von ihnen 
begehren, noch als gesund und sinnvoll anzusehen, also 
aufrechtzuerhalten, oder ob das Gegenteil der Fall ist, 
die Ehe also zu scheiden ist, weil sie den individuellen 
Interessen der Parteien, dem Wohle ihrer Kinder und 
den an beide Eheleute vom Standpunkt der Gesellschaft 
aus zu stellenden Anforderungen nicht mehr zu dienen 
vermag. Der Vorspruch der Eheordnung enthält mithin 
wichtige und daher von den Gerichten zu beachtende 
Hinweise für ihre Urteilsbildung, darunter auch die 
Feststellung, daß leichtfertiges Verhalten zur Ehe den 
moralischen Anschauungen unserer Bevölkerung wider­
spricht.

Damit wird klargestellt, daß die Gerichte unseres 
Staates trotz Wegfalls des überlebten, die objektiven 
Tatsachen verschleiernden Verschuldensprinzips auf 
eine moralische Würdigung des Verhaltens beider Ehe­
leute nicht verzichten dürfen, weil dies zu einer unserer 
werktätigen Bevölkerung unverständlichen Mißachtung 
des sittlichen Wesens der Ehe führen müßte. Die ehe­
liche Lebensgemeinschaft verlangt ein enges Zusam­
menwirken der Eheleute zur wechselseitigen Förderung 
ihrer Persönlichkeit und gemeinsamen Erziehung der 
Kinder. Diese Aufgaben können nur gelöst werden auf 
der Grundlage gegenseitiger Liebe und Treue, der un­
bedingten, jede Leichtfertigkeit ausschließenden Ach­
tung der Ehre und Menschenwürde des anderen Teils. 
Die Erkenntnis dieses ethischen Inhalts der Ehe in der 
Präambel der EheVO bedeutet nun aber nicht etwa, daß 
die Gerichte unseres Staates angewiesen werden sollen, 
ihre Entscheidung über den Fortbestand oder die Tren­
nung der Ehe allein von dem Ausfall dieser notwendi­
gen moralischen Beurteilung abhängig zu machen, son­
dern nur, daß diese Beurteilung als ein untrennbarer 
Bestandteil in die nach § 8 Abs. 1 EheVO erforderliche, 
sorgfältige und umfassende Untersuchung der o b j e k ­
t i v e n  Voraussetzungen für die Scheidung der Ehe ein­
zugehen hat. Dafür aber ist und bleibt allein maß­
gebend, ob ernstliche Gründe für die Scheidung der Ehe 
vorliegen und ob sie ihren Sinn für die Parteien selbst, 
für ihre Kinder und für die Gesellschaft verloren hat. 
Jede Verkennung dieser Zusammenhänge birgt die Ge­
fahr von Fehlsprüchen in sich, einer Gefahr, der auch 
die in dieser Sache tätiggewordenen Gerichte nicht ent­
gangen sind. Mit der bloßen Feststellung der Ehever­
fehlungen, ohne ihre Gründe, Dauer und Tiefe zu un­
tersuchen und zu erörtern und ohne sich mit der Frage 
auseinanderzusetzen, welche Auswirkungen sie auf die 
Ehe selbst gehabt haben, konnten die Gerichte zu kei­
nem richtigen Ergebnis kommen.

Schon die Schlußfolgerung des Kreisgerichts, daß 
die Parteien wegen ihrer beiderseitigen, gleichartigen 
Verfehlungen die Scheidung der Ehe nicht begehren 
könnten, also die Auffassung, als handele es sich im 
Eheprozesse um die Geltendmachung irgendwelcher 
durdi das Verhalten des anderen Ehegatten bedingter 
subjektiver Rechte oder Ansprüche der Parteien, ist un­
haltbar und abzulehnen, weil sie nicht nur dem Wesen 
der Ehe als einer gesellschaftlichen Institution wider­

spricht, sondern auch, weil sie in hohem Maße geeignet 
ist, die Gerichte von der Erfüllung ihrer im Eheprozesse 
besonders wichtigen Aufgabe der Erforschung der 
objektiven Wahrheit abzulenken. Auch im vorliegenden 
Falle hat die gekennzeichnete irrige Auffassung sicher­
lich dazu beigetragen, daß schon das Kreisgericht an der 
eigentlichen Kernfrage des Prozesses, inwieweit die voh 
der Klägerin und dem Verklagten aufgenommenen und 
zum Teil aufrechterhaltenen anderweiten Beziehungen 
ernstliche Gründe zur Scheidung der Ehe darstellen, 
vorbeigegangen ist.

Diesen schwerwiegenden Mangel der Entscheidung 
hätte das Bezirksgericht erkennen und nunmehr seiner­
seits die vom Kreisgericht unterlassene Prüfung vor­
nehmen müssen. Statt dessen ist es in den gleichen 
Fehler verfallen, indem es die Bewertung der Pflicht­
verletzungen der Parteien zum Ausgangspunkt seiner 
Entscheidung gemacht hat, ohne zu untersuchen und zu 
erörtern, ob und in welchem Umfange das ehewidrige 
Verhalten der Parteien ihre Ehe zerstört hat. Schon das 
übereinstimmende Vorbringen der Parteien spricht da­
für, daß ihre Ehe für sie selbst, für die Kinder und die 
Gesellschaft sinnlos geworden ist. Aber nicht nur die 
Behauptung der Parteien und insbesondere ihre Be­
tonung, daß die zwischen ihnen eingetretene Gleich­
gültigkeit und Entfremdung so tief ist, daß dadurch 
jede eheliche Gesinnung erloschen sei, sprechen für 
ihre Richtigkeit, sondern auch die schon jetzt erkenn­
baren, für den Bestand der Lebensgemeinschaft der 
Parteien ausschlaggebenden tatsächlichen Verhältnisse 
zeigen alle Merkmale einer zerstörten, sinnlos gewor­
denen Ehe. Alle äußeren persönlichen Beziehungen und 
Bindungen der Parteien haben zu bestehen aufgehört. 
Der Verklagte lebt schon mehrere Jahre mit einer an­
deren Frau zusammen, mit der er ein Kind hat und die 
er nach der Scheidung seiner Ehe heiraten will. Zu 
seinen Kindern hat er, weil er von ihnen seit Jahren 
räumlich getrennt ist, nur noch eine so lose Bindung, 
daß von einem ernstlichen Einfluß auf ihre Erziehung 
nicht mehr die Rede sein kann. Die Klägerin führt für 
sich ein vollkommen selbständiges Leben und hat von 
sich aus keinerlei Schritte unternommen, die Ehe­
gemeinschaft aufrechtzuerhalten oder wiederherzustel­
len. Wenn sie auch in ihrer Berufungsschrift behauptet 
hat, jetzt keine Beziehungen mehr zu einem anderen 
Manne zu unterhalten, so bedeutet das doch nicht, daß 
sie an der Ehe festhält. Die vom Bezirksgericht getrof­
fenen Feststellungen, daß besonders die Klägerin bis 
in die letzte Zeit hinein den Willen zur Fortsetzung der 
Ehe gehabt habe, findet keine Stütze in ihrem Vorbrin­
gen, ihr steht vielmehr unvereinbar die Tatsache ent­
gegen, daß sie gegen das ihre Klage auf Scheidung der 
Ehe abweisende Urteil Berufung eingelegt hat.

Auch die vom Bezirksgericht ausgesprochene Ver­
mutung, die Parteien trügen sich ihre gegenseitigen 
Verfehlungen nicht nach, würde nur dafür sprechen, 
daß sich ihre inneren menschlichen Beziehungen völlig 
gelöst haben, wäre also, ihre Richtigkeit unterstellt, auf 
keinen Fall geeignet, die Ernstlichkeit der Gründe zur 
Scheidung der Ehe in Zweifel zu ziehen.

Inwieweit das Bezirksgericht mit Rücksicht auf das 
Verhalten der Parteien bei ihrer Anhörung vor dem 
Senat unter den vorliegenden, für die Scheidung der 
Ehe sprechenden Umständen dennoch eine Fortsetzung 
der Ehe für möglich hält, hätte einer eingehenden und 
überzeugenden Begründung bedurft, dies um so mehr, 
als diese Schlußfolgerung von dem Akteninhalt in 
keiner Weise getragen wird, sondern mit dem gesamten 
Vorbringen der Parteien im Widerspruch steht. Die nur 
allgemein gehaltenen, keinerlei Konkretisierung enthal­
tenden und daher jeder Überzeugungskraft entbehren­
den Ausführungen hierzu werden dem Erfordernis des 
§ 286 ZPO, wonach alle Gründe in dem Urteil anzu­
geben sind, welche für die richterliche Überzeugung be­
stimmend gewesen sind, nicht gerecht. Zusammenfas­
send ergibt sich also, daß die Urteile beider Instanz­
gerichte unter dem Einflüsse falscher, mit den gesell­
schaftlichen Auffassungen unseres demokratischen Staa­
tes unvereinbare Auffassungen, ihrer Aufgabe, durch 
eingehende Untersuchung festzustellen, ob die Merk­
male des § 8 EheVO auf die Ehe der Parteien zutreffen, 
nicht gerecht geworden sind.

740


